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TTIP, CETA und TISA

Sehr geehfier Herr Gehlen,

vielen Dank für Ihr Schreiben, in dem Sie Besorgnisse der Naturfreunde

NRW in Form ihres Beschluss der Landeskonferenz vom 21 . I I .2015 über

das geplante Handelsabkommen zwischen der Europäischen Union und

den Vereinigten Staaten von Amerika - TTIP - an mich herantragen

Geme greife ich daher Ihre Einwände auf

Allerdings möchte ich zunächst darauf hinweisen, dass TTIP viele positive

Auswirkungen haben wird, die leider bisher zu wenig wahrgenommen

werden. TTIP wird deutsche und europäische Gesetze nicht in Frage

stellen und ein gemeinsamer Markt, wie wir ihn in Europa realisiert haben,

steht überhaupt nicht zur Diskussion - das wird häufig in der öffentlichen

Diskussion verwechselt. Zum TTIP-Abkommen existieren bisher nur erste

Entwurfstexte und die Verhandlungen werden unserer Meinung nach noch

einige Jahre andauern.

Intemationale Handelsabkommen sind flir die expot'torientierte deutsche

Wirtschaft und die davon abhängenden Arbeitsplätze von großer

Bedeutung. Bislang gibt es kein Handelsabkommen mit den USA'

Aufgrund der Bedeutung des großen US-amerikanischen Markts für unsere

Hersteller von Industriegütem, landwirtschaftlichen Produkten und unsere

Dienstleistungsunternehmen unterstützen wir die Europäische Komm ission

in dem Vorhaben, TTIP zu verhandeln. Die Weltwiftschaft braucht

verlässliche Regeln. Wir wollen globale Standards fiir einen fairen und

nachhaltigen Welthandel setzen und den Abbau von tarifären und nicht-

tarifüren Handelshemmnissen im gegenseitigen lnteresse voran bringen'

Denn viele technis{rhe Standards in den USA und der EU unterscheiden

sich, obwohl sie einem ähnlichen Zweck dienen, wie z.B im
Automobilbau.
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Wir erwafien deutliche Kostensenkungen durch einen prozess der
gegenseitigen Anerkennung von Standards und Zulassungsverfalrren, die
das gleiche Ziel verfolgen. Es geht dagegen bei TTIp nicht um die
Absenkung von Standards, sondern um eine Vereinfachung des Expons,
wovon gerade kleine und mittelständische Unternehmen profitieren. Wir
erwarlen auch Preisvorteile {iir die Verbraucher, wenn Zölle abgebaut
welden.

Standards

Wir plädieren fiir eine Einigung bei TTIP - aber nicht um jeden preis. Für
uns stehen deutsche und europäische Standards und En.ungenschaften
nicht zur Diskussion: Die Arbeitnehmerrechte und Arbeitsstandards, das
Recht der Mitbestimmung, der Betriebsverfassung und der Tarifautonomie
wird durch TTIP nicht rn Frage gestellt. Das heißt: Nationale Gesetze oder
Vorschrillen eines EU-Mitgliedsstaates fif Beschäftigung oder soziale
Sicherungsmaßnahmen, die Vorschr.iften über Lohnverhandlungen, das
Streikrecht, Mindestlöhne und Tarifverträge bleiben unberühr1.
Schmutziger Wettbewerb durch Lohndumping steht ebenso nicht zur
Diskussion. Außerdem soll es einen Mechanismus zur wirksamen
Anwendung der ILO-Kemarbeitsnormen in einem eigenen Kapitel geben.
Bestimmungen zur Unterstijtzung international anerkannter Standalds zur
verantrvoftlichen Untemehmensfiihrung (CSR-Standards) wollen wir in
TTIP verankem. Einen direkten oder indirekten Zwang zu privatis ierungen
wird es durch TTIP nicht geben und die Daseinsvor.sorge wird nicht
geflihrdet.

Audiovisuelle Dienstleistungen sind vom Ar.rwendungsbereich des
Abkommens ausgenommen, was bereits im Verhandlungsmandat
niedelgelegt wurde. Die Mitgliedstaaten der EU wer.den das Recht haben.
weiterhin Fördemaßnahmen beispielsweise im Kulturbereich mit dem
Ziel des Erhalts der kulturellen Vielfalt zu ergreifen, Auch die
Buchpreisbildung bleibt erhalten. Wenn unterschiedliche Schutzniveaus
existieren, düfen diese dulch das Abkommen nicht nivelliert werden. Dies
betrifft zum Beispiel den Umwelt. und Verbraucherschutz oder auch den
Datenschutz. Das Abkommen soll durch hohe Standards fr-ir

Verbraucherschutz, Nachhaltigkeit und die Berücksichtigung von
Arbeitnehmerinteressen Maßstäbe für andere Handelsabkommen setzen.

Investorenschutz

Die EU-Korrmission strebt bei TTIP eine Refom des in der
Öffentliclrkeit heiß diskutierten - bisherigen lnvestorenschutzes an. Diese
Modemisierung des Investitionsschutzes hat Sigmar Gabriel angestoßen
und sie wurde durch eine Resolution des Europäischen Parlarnents
unterstützt, in der ein gutes und faires TTIP und die Ablehnung der
bisherigen privaten Schiedsstellen in TTIP gefordert wrrd . Auch inr
Europäischen Parlament war die Rolle der europäischen
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Sozialdemokraten entscheidend, die sich unter Führung ihres

Berichterstatters Benid Lange in entscheidenden Punkten durchgesetzt

hatten.

Mit der klaren Absage an die privaten Schiedsgerichte konnte erreicht

werden, dass ein demokratisches und transparentes Gerichtsverfahren mit

unabhängigen Richtem und eine Revisionsinstanz im TTIP-Abkommen

von der EU angestrebt wird. Kommissarin Malmström hat also die klare

Zielsetzung, bei TTIP das alte ISDS-System durch ein neues System zu

ersetzen. Derzeit prüfen die USA. wie sie mit diesem Vorschlag umgehen.

11. Verhandlungsrunde

Inzwischen fand vom 19. bis 23. Oktober20l5 dieelfte
Verhandlungsrunde zu TTIP statt. Verhandelt wurde in allen drei

übergeordneten Themenbereichen Marktzugang, Regulierung und

Handelsregeln. Gerade in einem Bereich, der im Zentrum der öffentlichen

Diskussion steht, nämlich bei der,,regulatorischen Kooperation", konnten

Fortschritte erzielt werden. Eine Kooperation soll demnach nur möglich

sein, lvenn die Schutzstandards für Verbraucher beibehalten oder erhöht

werden (2.B. bei der Sicherheit von Kraftfahrzeugen)

Auch wurde Einigkeit erzielt, dass die regulatorische Kooperation bei

Dienstleistungen nicht die Handlungsmöglichkeiten der Gesetzgeber und

Behörden antasten wird. Das bedeutet, dass bei der öffentlichen

Daseinsvorsorge, wie bei der Wasserversorgung oder beim öffentlichen

Nahverkehr, die Gestaltungshoheit der Kommunen nicht eingeschränkt

werden. Auch wurde festgelegt, dass es keine Verpflichtung zur

Privatisierung geben wird. Marktzugangsverpfl ichtungen im

Dienstleistungsbereich sollen in Form einer Positivliste vereinbart werden

- einer alten Forderung wurde damit Rechnung getragen.

Bereits auf unserem Parleitag im Dezember 20 15 haben wir einen

Beschluss gefasst, der drei,,rote Linien" deutlich markien (der SPD-

Beschluss ist in der Anlage beigefügt):

o Gute europäische Schutzstandards dürfen nicht sinken (bei

Arbeitnehmer- und Verbraucherschutz, beim Datenschutz, bei

Kultur und öffentlicher Daseinsvorsorge).

. Ein transparentet Prozess. Am Ende müssen alle Parlamente und

das Europäische Parlament Tustimmen

o Keine undemokratischen Schiedsgerichte oder ähnliche

demokratieausliebelnde Verfahren'
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Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat aufdem parteitag angekündigt,
dass die SPD aufeinem Parteitag oder Konvent über das Eigebnis der
intemationalen Verhandlungen beraten werde.

Ich möchte Ihnen abschließend versichern, dass es mit der SpD nur ein
Abkommen geben wird, das den Interessen der Bürgerinnen und Bürgem
und der Wirtschaft unseres Landes nützt.

Mit freundlichen Grüßen
Manfred Zöllmer, MdB

MT
Cyril Eschweiler
stud. Mitarbeiter



Berlin, 12. Dezember 2015

Ordentlicher Bundesparteitag in Berlin vom 10. - 12. Dezember 2015

Besc h lu ss - Nr. 27

Globalisierung gestalten - fairen Handel ermöglichen - demokratische Grundsätze
gewährleisten

Gemeinsame Spielregeln in der Weltwifischaft sind besser als keine Regeln - das wissen wir nicht erst

seit der Finanz- und Wirtschaftskrise. Es ist unser ureigcnes Interesse, dass die Globalisierung gute

demokratisshe Regeln bekommt! Zu diesen tragen Freihandelsabkommen bei - wenn man sie richtig

ausgestaltet.

Die transatlantischen Freihandelsabkommen mit den USA (TTIP) und mit Kanada (CETA) bieten die

Chance, die wirtschaftliche Globalisierung politisch zu gestalten. Gerade ein Abkommen zwischen

den beiden weltweit größten Handelsräumen Europa und den USA eröffnet die Möglichkeit, globale

Standards für nachhaltiges Wirtschaften zu setzen. Auf dem Parteikonvent im Septen.rber 2014 haben

wir einen Grundsatzbeschluss zu den transatlantischen Freihandelsabkommen gefasst. Der

Bundesparteitag bestätigt diesen Beschluss. Er ist fijr uns weiterhin maßgeblich und stellt die

programmatische n Maßstäbe dar, die unsere Politik leiten:

Erstens: Wir wollen fortschrittliche Regeln in den Abkommen vereinbaren und zugleich sicherstellen,

dass bewährte europäische Standards bei Arbeitnehmenechten, der Daseinsvorsorge, dem

Verbraucher- und Umweltschutz, zur Wahmng der kulturellen Vielfalt erhalten bleiben. Zweitens

haben wir vereinbart, dass der Primat der Politik uneingeschränkt gelten muss. Rechtstaatliche

Grundsätze und demokratische Beschiüsse dürfen nicht von Konzemen ausgehebelt oder umgangen

werden können.

Die dritte MindestbedingUng war; Der Verhandlungsprozess muss transpalent sein, und am Ende

müssen alle nationalen Parlamente sowie das EU-Parlament über die Abkommen abstimmen. Um

solche Abkommen im Dialog mit der Zivilgesellschaft zu erarbeiten, haben wir größtmög)iche

Transparcnz und Offenheit von der EU-Kommission eingefordert. Diesem politischen Druck sowie

auch der öffentlichen Kritik von Verbänden, Gewerkschaften, Gruppen der Zivilgesellschaft und

Bürgerinnen und Bürgem ist es zu verdanken, dass die EU-Kommission mittler-weile umsteuert und

erste wichtige Verbesserungen flir mehr Transparenz auf den Weg gebracht hat, indem etwa das TTTP-

Verhandlungsmandat veröffentlicht und der Zugang zu Verhandlungsdokumenten erleichtert wurde.

Wir begnißen, dass nun auch den Abgeordneten des Deutschen Bundestages und anderen

parlamentariem der Zugang zu den konsolidierten Verhandlungsdokumenten ermöglicht wird. Dieser

Schritt erfolgt allerdings sehr spät. Um Kritik aufzugreifen und fortbestehende Sorgen von

Bürgerinnen und Bürgem zu entkräften, sind Dialog und Offenheit sowie weitere Fortschritte Jür rrehr

Transparenz unerlässltch. Um eine inlormierte öffentliche Debatte führen zu können, muss itlt

Verfahren sowohl bei TTIP als auch bei CETA vor der Abstimmung über die Abkommen ausreichend

Zeit eingeplant werden.



Es ist gut, dass diese Debatte auf den unterschiedlichen poiitischen Ebenen - von cler
Kommunalpolitik bis zur Europapolitik und von unterschiedlichen politischen, wirtschaftlichen wie
gesellschaftlichen Akteuren so intensiv geführ1 wird, wie bei keinem Freihandelsabkommen jemals
zuvor. Wichtig ist allcrdings auch, dass nicht Polcmik, sondern Sachlichkeit und Ausgewogenheit die
Debatte prägen. Nur so kann Vertrauen wachsen, sind Verständigung und letztlich gute Ergebnrsse
möglich. Diesem Anspruch filhlen wir uns als SPD auch künftig verpflichtet.

Unsere Grundhaltung * für fairen Handel

Bei den Frerhandelsabkommen geht es um nicht weniger als um Bausteine für die küniligen Regeln
der Globalisierung. Mangels Fofischritten in der Doha-Welthandelsmnde im Rahnien der
Welthande lsorganisation (WTO) - dre wir weiterhin für vorzugswürdig halten, und die wir
voranbringen wollcn - versuchen derzeit die großen Wirtschaftsräume die politisohen, sozialen,
kulturellen und ökologischen Standards rm Welthandel zu beeinflussen. Die USA haben sich soeben
mit 1 l weiteren Pazifik-Anrainerstaaten auf eine Trans-Pazifische-Partnerschaft verständigt (TPP). In
Asien wird über eine umfassende regionale Wirtschaftspartnerschaft (Regional Comprehensire
Economic Partnership - RCEP) mit l6 Staaten verhandelt.

Europa wäre nicht gut berateu, it.t diesem Prozess der globalen Vertiefung der wifischaftlichen
integration abseits zu stehen. Wenn wir keine gemeinsamen Regeln festlegen, werden die niedrigsten
Standards und Dumping-Löhnc am Ende bestimmen, was in der Welt geschieht. Europa sollte
stattdcssen versuchen, die globale Handelsordnung der Zukunll aktiv mitzugestalten. Wir setzen
darauf, dass es auch in den Schwellenländem und den neuen globalcn Wirtschaftsmächtcn gelingt,
sozrale Ungleichheit und Umwe ltze rstörung zu bekämpfen. Europa hat mit seinen eigenen Standards
dabei etwas anzubieten. Doch der Erfolg hängt davon ab, ob wir unseren politischen Einfluss aktiv zur
Geltung bringen.

Wir wollen deshalb mit den transatlantischen Freihandelsabkommen dazu beitragen, bessere Regeln
für den transatlantischen Handel und die globale Wirtschaft zu entwickein. Gelingt dies rnit den
beiden größten Handelsregionen der Welt - Europa und den USA -, dann r.verden uns andere foJgen.

Scheitern wir, dann werden wir anderen folgen müssen. Mit schlechteren Regeln als wir sie selbst jetzt
gestalten können.

Wir haben bei den Freihandelsabkommen zugleich klare Erwartungen in Hinblick auf den Schutz von
Arbeitnehmerrechten, Verbraucher- und Umweltstandards, kultureller Vielfalt, von Dienstlcistungen
der Daseinsvorsorgc sowie h Hinblick auf die Durchsetzung rechtstaatlicher und demokratischer
Prinzipien. Im Kem geht es darum:

dass die Verhandlungen über die Abkommen transparent und {iir alle Bürgerinnen und Bürger
Europas nachvollziehbar gefühfi werden;

dass die Abkommen keine Verschlechterung von sozialen, arbeitsrechtlichen, ökologischen
oder kulturellen Standards bedeuten oder Umwelt- ur)d Arbeitnehmerschutzrechte als ,,nichr
tarifüre Handelshemmnisse" interpretiefi werden können, dass weitere Verbesserungen dieser
Normen möglich sein rnüssen und dass die Entscheidungsfreiheit regionaler Körperschaften

über die öffentliche Daseinsvorsorge unberührt bleibt, also auch im Bereich der öffentlichen
Vergabe soziale und ökologrsche Vergabekriterien nicht in Frage gestellt werden dürfe1;

dass wir zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten einen öffentlich-rechtlicherl
Mechanismus wollen, und keine privaten Schiedsgerichte mehr;



dass <1ie Vedragsparlner sich verpflichten, intemationale Ürbereinkünfte und Nonnen in den

Bereichen Umwelt, Arbeit und Verbraucherschutz zu beachten und umzusetzen

insbesondere die ILO-Kernarbeitsnormen;
dass die transatlantischen Verhandlungen auch für eine stärkere Regulierung bisher nicht

ausreichend reguliefier Bereiche der globalisierten Finanzmärkte genutzt werden sollen

dass die nationalen und europäischen demokatischen Willensbildungsprozesse und

Entscheidungen in Parlamentcn und Regier-ungcn aktiv in die Verhandlungen und in dre

letztliche Entscheidung über die Abkommen einbezogen werden und das Abkommen eine

Klausel enthalten soll, die eine Kündigung erlaubt.

Es geht darum, zusätzlichen Wohlstand tatsächlich breiten Bevölkerungsschichten zukommen zu

lassen.

Investitionsschutz einer neuen Generation - private Schiedsgerichte übenvinden

Sowohl in Deutschland als auch in Europa wurde in den letzten Monaten eine besonders intensive und

kontroverse Diskussion über die hvestitionsschutzregeln in den geplantett Freihandelsabkommen

geführt. Und in der Tat: Es gibt viel berechtigte Kritik an den bisherigen Regehr und Verfahren, rveil

diese nicht hinreichend transparent fir die Öffentlichkeit sind, die Ausuahl der Schiedsrichter nicht

klar geregelt ist oder etlla eine Berufungsmöglichkeit fehlt.

Plvate Schiedsgerichte, bei denen die Parteien sich ihre Schiedsrichter selbst bestimmen können,

gehören abgeschafft. Unser Ziel ist daher: wir wollen, dass Investitionsschutzregeln in

Handelsabkommen nacll rechtsstaatlichen Prinzipien ausgestaltet werden. Schiedsgerichte zur

Beilegung von Investitionsstreitigkeiten müssen in öffentlich-rechtliche Institutionen umgewandelt

werden - mit von den Vefiragsparteien ausgewählten Richtern, mit öffentlichen und transparenten

Verfahren, mit einer Berufungsinstanz und präzise formulierten Rechtsbegriffen, darnit der

Reguliemngsspielraum der Parlamente erhalten bleibt. Im Ergebnis muss ein klares Verfahren mit

rechtstaatlichen Grundsätzen stehen. Zu diesen Grundsätzen gehört auch, dass die

Anspruchsgrundlage des Investitionsschutzes nicht durch unklare Definitionen von Rechtsbegriflen

u,ie ,,faire und gerechte Behandlung" einem weiten Intelpretationsspielraum geöffnet wird Durch die

Verwendung juristisch präziser Definitionen müssen unbegründete und unseriöse Forderungen von

Investoren vermieden werden.

Wir verfolgen damit die Idee der Ernrichtung echter intemationaler Handelsgerichtshöfe. Unser

Bundeswirtschaltsminister Sigmar Gabriel hat gemeinsam mit anderen sozialdemokratischen

Handelsministem diese Idee mit vorangetrieben und dant im Frühjahr entsprechende Vorschläge

zusammen mit füLnf weiteren sozialdemokratischen Handelsministem gemacht. Darüber hinaus haben

wir die Forderungen auf {ie Tagesordnung bei den Treffen der sozialdemokatischen Regierungschefs

und Parteivorsitzenden Europas gesetzt. Es ist gelungen, eine breite Untelstützung flir ein

gemeinsames Vorgehen zu erreichen. In einer so grundlegenden Frage wie der künftigen Gestaltung

der europäischen Haldelsbeziehungen sind ein enger Schulterschluss und die weitere Abstimmung mit

r.rnseren europäischen Schwesterparteien und Patlnern in Europa weiterhin unabdingbar.

Das Europäische Parlament hat im Juli 2015 elne Entschließung angenommen, die auf Betreiben der

deutschen und eur.opäischen Sozialdemokraten insbesondere fordert, dass die bisherigen privaten

Schiedsgerichte durch ein transparentes, demokratischen Grundsätzen entsprechendes neues System

ersetzt werden. Die Entschließung trägt insgesamt eine klare soziaidemokatische Handschrift, denn

sie fordert auch beim Schutz der Arbeitnehmerrechte, der Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge

oder irn Verbraucher- und Umweltschutz fofischrittliche Standards ein'
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Die Europäische Kommission hat die sozialdemokratischen Refonnvorschläge zum Investitionsschutz
mittlerweile aufgegrifien. Damit wird ein Kurswechsel eingeläutet. Dies zeigt: Zusammen können wir
etwas zum Positiven bewegen und lmpulse zur Gestaltung der Globalisierung geben, Wir wollcn daran
im Verlauf der TTIP-Verhandlungen weiter arbeiten. Im Lichte der vorliegenden Reformvorschläge
dringen wir auch auf Veränderungen bei CETA. Die Vorschläge der Kommission fiir ein neues
System des lnvestitionsschutzes sind ein Schritt in die richtige Richtung. Sie sehen klare
rechtstaatliche Verfahren und Gmndsätze vor. Wir unterstützen die Initiativen des EU-Parlamentes
unter seinem Präsidenten Martin Schulz und des deutschen Bundeswirlschaftsministers, dass diese
Grundsätze auch bei CETA berücksichtigt werden und gelten. Nachdem sich das Europäische
Parlarnent festgelcgt hat, dass das TTIP-Abkommen nur zustimrnungsfühig ist, wenn die privaten
Schredsgerichte aus dem Abkommen eliminiert werdcn, muss die EU-Kommission auch bei CETA
mit cler neuen kanadischen Regierung das Gespräch suchen. Der SPD-Parteitag fordeil die
Europäische Kommission, das Europäische Parlarnent und die Bundesregierung auf, sich mit
Nachdruck daflir einzusetzen, dass ein Verfahren geschaffen wird, das rechtsstaatlichen Grundsätzen
und damit den vom SPD-Parteikonverrt fonnulierten Bedingurgen entspricht.

Unser Anspruch - eine offene und sachliche Diskussion

Wir haben in den zurückliegenden Monaten intensiv über die geplanten transatlantischen
Freihandclsabkommen diskutierl - in unserer Partei und ihren Gliederungen, der Bundestagsfraktion,
in unserer Fraktion im Europäischen Parlament, mit unseren europäischen Schwestetpafie ien und den
sozialdemokatischen Regierungschefs, in den Bundesländem genauso wie auf Ebene der
Kommunalpolitik.

Als wesentlichen Baustein dieses Diskussionsprozesses haben der SPD-Parteivorstand und die SPD-
Bundestagsfraktion im Febnrar 2015 eine Konferenz zu Chancen und Risiken der transatlantischen
Freihandelsabkommen im Willy-Brandt-Haus organisieft. Unterschiedliche Meinungen aus

Wifischaft, Gewerkschaften und Gesellschaft sind dabei zu Wort gekommen. Zahlreiche Fragen und
Kritikpunkte konnten diskutiert und auch beantwortet werden.

Der Parteitag der SPD begrüßt mgleich, dass das SPD gefühfte Bundeswirtschaftsministerium mit
dem Deutschen Gewerkschaftsbund sowie nvischenzeitlich auch mit den Wohlfahrtsverbänden und

den komrnunalen Spitzenverbänden Gmndsätze und Anforden:ngen z\m
Freihandelsabkommen in gemeinsanren Vereinbarungen festgelegt hat.

geplanlen

Der Bundeswirtschaftsminister hat mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahtspflege
(BAGFW) ein gemeinsames Positionspapier vorgelegt, in der beide Seiten deutlich machen, dass

durch TTIP keine neuen Marktzugangsvcrpflichtungen für den Bercich der sozialen Dienste in
Deutschland eingegangen werden. Gute soziale Dienstleistungen gewähtleisten Teilhabe und fürdern
den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Die Rahmenbedingungen für die Erbringung sozialer Dienste in
Deutschland müssen deshalb in TTIP berücksrchtigt und gesichert werden.

Weil Leistungen der Daseinsvorsorge ein Eckpleiler flir den sozialen Zusammenhalt in unserer
Gesellschaft sind, müssen sie auch künftig ohne Einschränkungen durch Handelsabkommen wie
bisher erbracht werden können. Deshalb hat sich der Bundeswirtschaftsminister mit den kornlunalen
Spitzenverbänden (Deutscher Städtetag, Deutscher Landkeistag, Deutscher Städte- und

Gemeindebund) sowie dem Verband kommunaler Unten'rehmen (VKU) auf ein gemeinsames

Positionspapier zu TTIP und anderen europäischen Handelsverträgen verständigt, das wichtige
Klarstellungen und gemeillsame Forderungen zum Schutz der Daseinsvorsorge enthält. Die Aufgaben



der Daseinsvorsorge können wic bisher durch Städte, Landkreise. Gemeinden und ihre Unternehmen

vor Ort wahrgenon'rmen u'erden.

Zudem hat der Bundeswi schaftsminister sich mit dem Deutschen Olympischen Sportbund auf cinc

gcmcinsamc Position verständigt, um deutlich zrr machen, dass Organisation und

Aufgabenwahmchmung sowie Finanzierr-rng und Fördemng des gemeinlrützige n Sports il
Deutschland durch TTIP oder andcre Handelsabkommen nicht angetastet wird.

Dieser enge Austausch und Dialog mit wichtigen gesellschaltlichen Verbänden. Organisationen und

Gruppen. der berechti-ste Kritikpunktc aufgreifi und nach gemeinsamcn Lösungen sr:cht, ist auch

* eiterhin von höchster Bedeutuns.

L nser Grundsatz - Sorglält vor Schnelligkeit

Die Verhandlungen über das TTIP-Abkommen mit den USA laufen derzeit, ein Abschluss der

Verhandlungen ist noch nicht in Sicht. Die Verhandlungen über das CETA-Abkommen mit Kanada

sind dagegen bereits grundsätzlich abgeschlossen. Eiu vorläufiger Textent\\..urf liegt vor. Allerdinss
befindet sich der Vefiragstext zurzeit noch ini Prozess der Rechts{iirmlichkeitsprüftrng.

\Vir lesen darauf Wcrt. dass die ueitcren Gespräche und \rcrhandlungen über die transatlantischen

Freihandelsabkommen so tbrtgefihrt wcrden. dass ausreichend Raum liil eine Diskrtssion der

Verhandlungsschritte und letztlichen Ergcbnisse bleibt. Es muss dcr Gntndsatz geltcn: Sorgfalt vor

Schnelligkcit.

Wir werden diesen Prozess sowohl bei TTIP als auch bei CETA weiterhin aktiv und rvo nötig kritisch

bcgleiten. Wenn die Ergebnisse der Gespräche und Verhandlungen vorliegen, ri'erden rvir diese im

Austausch ntit unseren europäischen Schwesterparteien ber,l'erten und auf einem ertteuten SPD-

Parteikonvent oder Bundesparteitag entscheiden, ob sie in ihrer Gesamtschau unseren Anforderungen

entsprechen und also eine Zusti:r'rmung der SPD erlaubett. Für uns ist klar: Es gibt keirren

Automatisnlus. Wir r.vollen fortschrittliche Freihandelsabkommen auf den Weg bringen. Das ist Ziel

und Anspruch unserer Politik. Und daliir haben rvir klare Erwartungen fomuliert. Diese Grundsäize

gelten für uns zudent auch für dte laufenden Verhandlungen über das Abkommen über den Handel mit

Dienstleistungen (TISA),

Dic SPD ist die einzige Partci in Deutschland, die sich dem komplexen Thcma der

Fr.eihandelsabkontmcn in seiner Viclschichtigkcit siellt und den Dialog mit Befüm'orterinnen sou'ie

mit Kritikem sucht. Zugleich wissen wjr: Als Regierungsparlci stehen wir in einer großen

Verantwortung. Dic Freihandelsabkommen sind ein Thema mit weitreichenden politischen,

wirtschaftlichen und gcsellschaftlichen Auswirkungen - flir Dcutschland genauso wic für Europa

insgesamt. Urnso wichtiger ist es, dass wir uns weiterhin mit unseren sozialdemokratischen Partnern in

Frrropa auslau"clren und erg abstimmcn.

Als Sozialdemokraten \\'issen wir: Die Globalisierung und der Welthandel werdeu tricht von heute aul
;lorgen Spielregeln entwickeln, die aus unserer Sicht \4'irklich sozial gerecht und ökologisch

verantwoftulgsbewusst sind. So rvie der soziale Forlschritt in Deutschland jahrzehntelang Schritt für

Schritt und über viele Refonnen hinweg erkämplt werden musste, wird es auch bei der

demokratischel, sozialen und ökologischen Gestaltung der Globalisierug eiles langen Atems

bedtlrfen. Aber dre Geschichte der SPD zergt: Mut, Selbslbewusstseiu und Optimismus lohnen sich.

Wir sagen: Freihandelja - aber nur mit fortsclrrittlichen Regelnl


